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Abkürzungsverzeichnis

EFTA Europäische Freihandelsassoziation
EU Europäische Union
FZA Personenfreizügigkeitsabkommen
DNA Desoxyribonukleinsäure (engl.: deoxyribonucleic acid)

AELE Association européenne de libre-échange
UE Union européenne
ALCP Accord de libre circulation des personnes
ADN Acide désoxyribonucléique
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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Soziale Gruppen

Migrationspolitik

In der Frühjahrssession 2022 lehnte der Nationalrat dem Antrag des Bundesrates
folgend eine Motion Glarner (svp, AG) ab, die verlangt hätte, dass vor der Bewilligung
sämtlicher Familiennachzüge aus dem Ausland zwingende DNA-Tests durchgeführt
werden, um die angegebene Verwandtschaft zu bestätigen. Gerade bei
Familiennachzügen, die unter das FZA fallen, ortete der Motionär aufgrund der grossen
Zahl an Einreisenden Handlungsbedarf, um Missbräuche zu bekämpfen. Der Bundesrat
teilte diese Ansicht nicht: Die zum Familiennachweis einzureichenden
Zivilstandsdokumente könnten gerade in EU/EFTA-Staaten im Rahmen der Amtshilfe
zuverlässig überprüft werden. Zudem bestehe bereits die Möglichkeit, bei begründetem
Zweifel an der Echtheit der Dokumente DNA-Profile erstellen zu lassen. Eine generelle
DNA-Testpflicht lehnte der Bundesrat nicht zuletzt auch wegen fehlender
Verhältnismässigkeit ab. Ausserhalb der SVP-Fraktion, die das Anliegen im Nationalrat
geschlossen unterstützte, fand die Motion keine weiteren befürwortenden Stimmen. 1

MOTION
DATUM: 16.03.2022
MARLÈNE GERBER

Piero Marchesi (svp, TI) störte sich daran, dass das Bundesgericht in zwei im Jahr 2020
gefällten Entscheiden geurteilt hatte, dass die Verschiebung des Lebensmittelpunktes
ins Ausland keinen ausreichenden Grund für den Entzug der Aufenthaltsbewilligung
darstelle. Auch ein im September 2021 gefälltes Urteil verzichte darauf, den
Lebensmittelpunkt als Kriterium für eine Aufenthaltsbewilligung zu nennen und setze
stattdessen nur eine «minimale Präsenz» voraus, so der Tessiner Nationalrat. Aus
diesem Grund verlangte er mit einer Motion, dass der Grundsatz des
Lebensmittelpunkts ein zentrales Kriterium für die Erteilung oder Erneuerung einer
Aufenthaltsbewilligung darstellen soll. Der Bundesrat anerkannte, dass die neue
Rechtsprechung insbesondere dazu führe, dass die Aufenthaltsbewilligung von
Personen, die ihren Sitz ins angrenzende Ausland verlegen und danach als
Grenzgängerinnen und Grenzgänger in die Schweiz zur Arbeit pendeln, nicht mehr
erlischt. Die sich «im Fluss» befindende Rechtsprechung könne durch die Motion
beeinflusst werden, zeigte sich der Bundesrat überzeugt, und beantragte die Annahme
der Motion. In der Frühjahrssession 2022 kam der Nationalrat diesem Antrag
stillschweigend nach. 2

MOTION
DATUM: 18.03.2022
MARLÈNE GERBER

Einer Motion des Ständerates Piero Marchesi (svp, TI), wonach der Grundsatz des
Lebensmittelpunkts als zentrales Kriterium für die Erteilung oder Erneuerung einer
Aufenthaltsbewilligung berücksichtigt werden soll, stimmte der Ständerat in der
Wintersession 2022 stillschweigend zu. Bundesrat und Nationalrat hatten sich bereits
zuvor für den Vorstoss ausgesprochen. 3

MOTION
DATUM: 14.12.2022
VIKTORIA KIPFER

Asylpolitik

In Form einer Motion verlangte Martina Bircher (svp, AG), dass einer Person, sobald ihr
das Asyl oder die Flüchtlingseigenschaft abgesprochen wurde – beispielsweise weil
diese Personen unerlaubt in ihr Heimatland gereist war –, auch die Aufenthalts- und
Niederlassungsbewilligung abgesprochen werden soll. Bundesrätin Karin Keller-Sutter
erläuterte im Ratsplenum, dass das Anliegen der Motionärin in Bezug auf den Widerruf
der Aufenthaltsbewilligung bereits erfüllt sei, da diese gleichzeitig mit dem Asyl
entzogen werde. Der Widerruf der Niederlassungsbewilligung sei an andere Kriterien
geknüpft und komplexer, der Bundesrat erachte aber auch diese bestehenden
Möglichkeiten als ausreichend und empfehle die Motion somit zur Ablehnung, so die
Bundesrätin weiter. Der Nationalrat folgte sodann dem Vorschlag des Bundesrates und
sprach sich mit 135 zu 52 Stimmen (0 Enthaltungen) gegen die Motion aus, wobei einzig
die Mitglieder der SVP-Fraktion für das Anliegen stimmten. 4

MOTION
DATUM: 08.06.2022
SARAH KUHN

1) AB NR, 2022, S. 478 f.
2) AB NR, 2022, S 583; Mo. 21.4076
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3) AB SR, 2022, S. 1342 f.
4) AB NR, 2022 S. 1003 f.
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